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ZEITGESPRÄCH

Droht ein europäisch-amerikanischer 
Handelskrieg?
Die europäisch-amerikanischen Wirtschaftsbeziehungen befinden sich gegenwärtig auf einem histori­
schen Tiefstand. Beiastet werden sie vor aiiem durch das einseitige amerikanische Röhrenembargo, aber 
auch durch die amerikanische Haitung gegenüber den EG-Stahiausfuhren in die USA. Droht ein Wirt­
schaftskrieg? Staatsminister Dr. Peter Corterier, EG-Kommissar Dr. Kari-Heinz Narjes und DiHT-Hauptge- 
schäftsführer Dr. Franz Schoser nehmen Steiiung.

Peter Corterier

Die Spannungen werden überwunden werden

Auf beiden Seiten des Nordat­
lantiks mehren sich in den letz­

ten Wochen die Stimmen, die vor ei­
nem Wirtschaftskrieg zwischen den 
USA und der Europäischen Ge­
meinschaft warnen. So spricht etwa 
die angesehene amerikanische 
Wirtschaftszeitschrift „Wall Street 
Journal“ in einem groß aufgemach­
ten Grundsatzartikel vom 15. 7. 
1982 von „Shaken Alliance“ und ei­
nem Wirtschaftskonflikt, der durch 
wechselseitige wirtschaftliche Ver­
geltungsmaßnahmen die westliche 
Allianz ernsthaft schwächen könn­
te.

Auch in Europa macht man sich 
Sorgen: Das Europäische Parla­
ment hat diesen Anfang Juli sehr 
nachdrücklich Ausdruck verliehen 
und dabei die Befürchtung geäu­
ßert, die jüngsten handelspoliti­
schen Entscheidungen Washing­
tons könnten „Teil eines allgemei­
nen Klimas der Konfrontation zwi­
schen den Vereinigten Staaten und 
der EG“ sein. Das entspricht auch
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dem Eindruck, den die EG-Kommis- 
sion nach ihren Gesprächen mit der 
US-Admlnistration aus Washington 
zurückgebracht hat: Präsident Ga­
ston Thorn nannte dies in einem In­
terview im Deutschlandfunk am 16. 
Juli ein „Auf-sIch-selbst-Zurückzie- 
hen“ der Amerikaner, und EG-Vize- 
präsident Wilhelm Haferkamp 
sprach nach Sondierungen bei der 
US-Regierung von „mangelnder 
Flexibilität“ seiner Gesprächspart­
ner.

Wie also steht es tatsächlich um 
die europäisch-amerikanischen 
Wirtschaftsbeziehungen? Denkt 
man an die erst wenige Wochen zu­
rückliegende Gipfelerklärung von 
Versailles zurück, dann sollte ein 
ernsthafter transatlantischer 
Schlagabtausch ausgeschlossen 
sein. Damals kamen die versam­
melten Staats- und Regierungs­
chefs angesichts der schwierigen 
Lage in der Weltwirtschaft zu dem 
Schluß, daß nur durch Zusammen­
arbeit und die Berücksichtigung der

Auswirkungen, die politische Ent­
scheidungen eines Landes auf die 
übrigen Partner haben, Vollbe­
schäftigung, Preisstabilität und aus­
gewogenes Wachstum zu errei­
chen sind.

Dieser durchaus aufrichtige Wille 
zur partnerschaftlichen Lösung be­
stehender Wirtschaftsprobleme im 
Rahmen des offenen multilateralen 
Welthandelssystems hat freilich 
nicht verhindern können, daß der 
Druck nationalwirtschaftlicher Pro­
bleme und „Pressure-groups“ auf 
die Wirtschaftspolitiken beiderseits 
des Atlantiks erneut durchgeschla­
gen und wieder zu Friktionen zwi­
schen den Partnern der Allianz ge­
führt hat. Besonders problematisch 
erscheinen zur Zeit die US-Embar- 
gopolitik, die amerikanischen Aus­
gleichszölle auf Stahlimporte aus 
der EG, der Handel mit Agrarpro­
dukten und die US-Exportförderung 
durch den DISC.

Im Vordergrund der aktuellen 
Diskussion steht die Verfügung des
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US-Handelsministeriums vom 22. 
Juni 1982 über die Ausweitung des 
schon im Dezember 1981 gegen die 
Sowjetunion verhängten amerikani­
schen Embargos. Gestützt auf den 
Export Administration Act von 1979 
wird darin nicht nur US-Firmen, son­
dern auch Firmen außerhalb der 
USA, die von US-Firmen kontrolliert 
werden oder mit US-Lizenzen pro­
duzieren, die Ausfuhr von Ausrü­
stungsgegenständen und Techno­
logie für die ö l-  und Gasindustrie in 
der Sowjetunion untersagt. Das 
Verbot beansprucht auch bezüglich 
der amerikanischen Zulieferungen 
für bereits abgeschlossene, jedoch 
noch nicht abgewickelte Lieferver­
träge Geltung.

Hierdurch ist auch der am 20.11. 
1981 zwischen der Ruhrgas AG (als 
Konsortialführerin der europäi­
schen Gasbezieher) und der sowje­
tischen Außenhandelsorganisation 
V /0  Sojuzgas-Export geschlossene 
westeuropäisch-sowjetische Ver­
trag über die Lieferung von 40 Mrd. 
cbm sibirischen Erdgases, das ab 
1984 durch eine 5500 km lange 
Pipeline nach Westeuropa geliefert 
werden soll, betroffen. Für wesentli­
che Elemente der Erdgasleitung 
(Kompressorstationen sowie insbe­
sondere Gasturbinen) sind vertrag­
lich amerikanische Zulieferungen 
bzw. die Fertigung gewisser Teile 
aufgrund von US-Lizenzen vorge­
sehen. Die Aufträge für den östli­
chen Teil der Erdgasleitung gingen 
an das deutsch/französische Kon­
sortium Mannesmann/Creusot-Loi- 
re. Das Konsortium hat Aufträge an 
AEG-Kanis und Mannesmann-De- 
mag sowie an die britische Firma 
John Brown vergeben. Den Auftrag 
für den westlichen Teil der Gaslei­
tung hat die italienische Firma Nuo- 
vo Pignone erhalten.

Dieses auch rechtlich nicht unbe­
denkliche Vorgehen der US-Admi- 
nistration können wir aus mehreren 
Gründen nicht hinnehmen.

Der EG-Rat der Außenminister 
hat am 22.6 .1982 und der Europäi­
sche Rat am 29. 6. 1982 die US- 
Maßnahmen zurückgewiesen und 
unterstrichen, daß sie ohne irgend­
eine Konsultation mit der Gemein­
schaft getroffen worden sind. Der 
Europäische Rat hat betont, „daß 
einseitige, rückwirkende Beschlüs­
se über den internationalen Handel 
. . .  und Maßnahmen, die Erfüllung 
bestehender Handelsverträge ver­
hindern, eine ernsthafte Gefähr­
dung der Beibehaltung des offenen 
Welthandels bedeuten".

Wir sehen darüber hinaus mit 
großer Besorgnis, daß die durch die 
amerikanischen Maßnahmen ein­
geleitete Entwicklung geeignet ist, 
den engen und vertrauensvollen 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
Amerika und Europa Schaden zu­
zufügen. Von beiden Seiten müs­
sen alle Anstrengungen gemacht 
werden, um die entstandene Kon­
troverse zu überwinden. Es geht 
hier um vitale Interessen des We-

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs;

Dr. Peter Corterier, 46, ist 
Staatsminister im Auswärti­
ger) Amt und Mitglied des 
SPD-Fraktionsvorstandes. 
Von 1973 bis 1977 war er 
Mitglied des Europäischen 
Parlaments.

Dr. Karl-Heinz Narjes, 58, 
ist Mitglied der Kommission 
der Europäischen Gemein­
schaften für den Bereich 
Binnenmarkt und Zollunion, 
Umwelt und Verbraucher­
schutz, industrielle Innova­
tion und nukleare Sicherheit.

Dr. Franz Schoser, 49, ist 
Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Industrie- und 
Handelstages (DIHT) in 
Bonn.

stens, dessen Geschlossenheit 
auch im wirtschaftlichen Bereich 
nicht aufs Spiel gesetzt werden 
darf. Wir haben in diesen Tagen mit 
unseren amerikanischen Freunden 
intensive Gespräche geführt und 
hoffen, daß es bald zu einer Annä­
herung der Standpunkte kommt.

Stahl

Gleichfalls im Zentrum handels­
politischer Spannungen steht die 
vorläufige Entscheidung des US- 
Handelsministeriums über die Ver­
hängung eines Ausgleichszolls in 
zum Teil prohibitiver Höhe gegen 
europäische Stahlexporteure. Da­
mit hat eine Auseinandersetzung ih­
ren vorläufigen Höhepunkt erreicht, 
die durch die von der amerikani­
schen Stahlindustrie in massiver 
Form bei der US-lnternational Tra­
de Commission Anfang des Jahres 
anhängig gemachten Verfahren 
ausgelöst worden ist: Seit 11. 1. 
1982 liefen dort zeitweilig bis zu 132 
Antidumping- und Ausgleichszoll­
verfahren. Ein Teil dieser Verfahren 
wurde schon im Februar mangels 
hinreichenden Verdachts einge­
stellt. In den verbliebenen 44 Ver­
fahren -  für die Bundesrepublik für 
vier Produktgruppen die danach 
an das US-Handelsministerium ab­
gegeben wurden, ist es nun aller­
dings zu der schon genannten Aus- 
gleichszollfesfsetzung gekommen. 
Für die meisten deutschen Unter­
nehmen liegt sie unter 1 %. Für an­
dere EG-Mitgliedstaaten liegen die 
Sätze aber erheblich höher: Italien 
18,4 %, Belgien 21 %, Frankreich 
20 bis 30 % und Großbritannien
40,3 %. Dadurch dürften die tradi­
tionellen Handelsströme mit einigen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft-  
sofern die noch ausstehende end­
gültige Entscheidung des US-Han- 
delsministeriums keine Revision er­
bringt -  starke Einbußen erleiden.

Diese Ausgleichszölle sind in ei­
ner Reihe von Punkten nicht mit
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dem GATT vereinbar. Das gilt vor 
allem hinsichtlich der Einbeziehung 
nicht stahlspezifischer Beihilfen (z. 
B. Regionalförderung). Der Euro­
päische Rat hat sich deshalb am 29. 
6. 1982 für eine Behandlung dieser 
Fragen im GATT ausgesprochen. 
Dementsprechend hat die EG- 
Kommission am 15. Juli erstmals 
den GATT-Subventionsausschuß 
befaßt. Gleichzeitig hat sich der Eu­
ropäische Rat für einen Dialog mit 
den USA ausgesprochen, der von 
der EG-Kommission und von ein­
zelnen Mitgliedstaaten in zahlrei­
chen, auch auf Ministerebene ge­
führten Gesprächen aufgenommen 
worden ist. Dabei wurde der ameri­
kanischen Seite eine mengenmäßi­
ge Beschränkung der Stahlausfuh­
ren aus der Gemeinschaft angebo­
ten. Bedauerlicherweise haben die­
se Bemühungen bisher keinen Er­
folg gehabt. Die weitere Entwick­
lung bleibt abzuwarten. W ir werden 
in unseren Anstrengungen nicht 
nachlassen dürfen, um in dieser 
schwierigen Frage zu einer fairen 
und den Interessen aller Beteiligten 
gerecht werdenden Lösung zu kom­
men.

EG-Agrarpolitik

Die Auswirkungen der gemeinsa­
men Agrarpolitik bzw. der in der Dis­
kussion befindlichen Änderungen 
auf den Handel mit Agrarprodukten 
haben in den letzten Monaten er­
hebliche amerikanische Kritik aus­
gelöst. Im Mittelpunkt stehen dabei 
das Exporterstattungssystem und 
die vorgeschlagene Verstärkung 
des Außenschutzes der Gemein­
schaft, etwa für Getreidesubstitute. 
Die von den USA bei einer Vielzahl 
von Gütern eingeleiteten Streitver­
fahren im GATT bedeuten einen 
Angriff auf die Grundlagen der ge­
meinsamen Agrarpolitik. Sie stehen 
im Gegensatz zu dem Briefwechsel 
zwischen dem amerikanischen Ver­
handlungsführer in der Tokio-Run­
de, Strauss, und EG-Vizepräsident

Gundelach, wonach die USA im Zu­
sammenhang mit dem Subven­
tionskodex klargestellt haben, daß 
sie die gemeinsame Agrarpolitik re­
spektieren wollten. Die jetzige US- 
Regierung scheint diese Verpflich­
tung nicht mehr anerkennen zu wol­
len. Ähnlich liegt die Sache beim 
Antrag der USA auf Einsetzung ei­
nes GATT-Panels wegen der Zoll­
präferenzen der EG für Zitrusfrüch­
te aus Mittelmeerländern: Hier set­
zen sich die USA in Widerspruch 
zur Casey-Soames-Vereinbarung 
von 1973, wonach sich beide ver­
pflichtet haben, ihre Präferenzbe­
ziehungen zu anderen Ländern 
nicht anzugreifen.

Die US-Haltung in Sachen Agrar­
handelspolitik ist auch insofern 
nicht widerspruchslos, als die USA 
ihren eigenen Agrarhandel niemals 
uneingeschränkt den GATT-Vor- 
schriften unterworfen haben, wie 
sie es jetzt von der EG verlangen. 
Die amerikanische Kritik sollte auch 
berücksichtigen, daß die USA im 
Agrarhandel mit der EG jedes Jahr 
große Überschüsse erzielen -1 9 8 0  
ca. 7 Mrd. US $ daß die EG als 
zum Teil größter Importeur weltweit 
(z. B. bei Getreidesubstitufen) kei­
neswegs besonders protektioni­
stisch ist und daß die Exporte in die 
EG in Einzelbereichen geradezu 
dramatisch angestiegen sind (z. B. 
bei Maiskleber). Das bedeutet nicht, 
daß sich die EG nicht um einen kon­
struktiven Dialog bemühen sollte; 
es bedeutet aber, daß die USA nicht 
einen langfristigen, uneinge­
schränkten Export von Getreide­
substituten erwarten können, wenn 
sie ihrerseits nicht bereit sind, ihre 
Grenzen für mit US-Getreide gefüt­
terte tierische Veredlungsprodukte 
aus der EG zu öffnen. Auch hier 
geht es letztlich um einen fairen 
Ausgleich.

DISC (Domestic Industry Sales 
Corporation) ist ein amerikanisches 
Exportsubventionssystem von gro­

ßer wirtschaftlicher Bedeutung: 55 
bis 60 % aller US-Exporte profitie­
ren von ihm, und das solcherart ge­
förderte Exportvolumen der USA im 
Handel mit der Gemeinschaft liegt 
bei jährlich 30 Mrd. $. Der amerika­
nische Fiskus hat sich diese Sub­
vention seit 1972 etwa 10 Mrd. $ ko­
sten lassen: davon entfallen auf 
den Export in den EG-Raum ca.
2,3 Mrd. $. Die GATT-Widrigkeit 
dieses Fördersystems ist durch ein 
schon länger zurückliegendes Un­
tersuchungsverfahren im GATT 
hinreichend festgestellt worden. 
Wohl auch unter innenpolitischem 
Druck haben die USA ihre anfängli­
che Bereitschaft zum Abbau des 
Systems aufgegeben und bestrei­
ten seitdem die GATT-Widrigkeit. 
Der Rat der Gemeinschaft hat am 
20. 7. 1982 beschlossen, beim 
GATT-Rat eine grundsätzliche Er­
mächtigung für Ausgleichsmaßnah­
men (Retorsionen) zu beantragen. 
Wir betrachten diesen Schritt, bei 
dem eine Entscheidung über den 
Einsatz und Umfang von Retor­
sionsmaßnahmen ausdrücklich 
noch ausgeklammert wird, als ein 
Signal an die USA, unsere Kritik 
ernst zu nehmen und zu einem 
GATT-konformen Verhalten zu­
rückzukehren. Im Sinne einer Ver­
meidung unnötiger Dramatik haben 
w ir einen Einsatz von Retorsions­
maßnahmen im Augenblick noch 
bewußt hinausgeschoben.

Gemeinsame Verantwortung

Dieser kurze Überblick über die 
wohl wichtigsten aktuellen Proble­
me im transatlantischen Verhältnis 
zeigt, daß schon das Gewicht der in­
volvierten Wirtschaftsinteressen je­
de Verharmlosung verbietet. Das 
heißt aber auch andererseits nicht, 
daß es zu einem „Wirtschaftskrieg“ 
käme. Vieles hängt davon ab, daß 
sich beide Seiten ihrer gemeinsa­
men Verantwortung bewußt bleiben 
als Grundvoraussetzung einer ge-
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Agrarhandel. Die USA fordern eine Öffnung der 

europäischen Agrarmärkte für ihre Produkte und 
werfen der EG vor, mit hohen Subventionen (Agrar­
unterstützungskosten von jährlich 16 Mrd. S) ihre 
Agrarüberschüsse an Drittländer zu verschleudern, 
was zu einer Verminderung des Marktanteils der 
amerikanischen Agrarexporteure und zu einem 
Preisverfall für landwirtschaftliche Produkte geführt 
hätte. Die USA sehen in den Ausfuhrerstattungen 
der EG für Agrarprodukte und in einer Verstärkung 
des Außenschutzes, insbesondere für Getreidesub­
stitute, einen Verstoß gegen internationale Handels­
vereinbarungen.

Die EG-Agrarpolitiker ihrerseits fordern eine Öff­
nung des US-Marktes für Veredelungsprodukte wie 
Fleischwaren und Käse und Maßnahmen gegen die 
ungehinderte Einfuhr von Getreidesubstituten. 
Auch die USA praktizieren Marktunterstützungs­
maßnahmen schon seit langem, die Förderung ge­
schieht aber nicht über Exporterstattungen, sondern 
über Exportkredite. Darüber hinaus erläßt Washing­
ton im Gegensatz zur EG mengenmäßige Einfuhr­
beschränkungen. Im Agrarhandel mit der EG erziel­
ten die Amerikaner einen zunehmenden Über­
schuß, der sich 1980 auf rd. 7 Mrd. $ belief.

S tahlhandel. Im November 1981 strengten die 
USA Anti-Dumpingverfahren gegen Stahlimporte 
aus Frankreich und Belgien an. Im Januar 1982 wur­
de von sieben US-Stahlfirmen Klage gegen europäi­
sche Hersteller und Exporteure von Stahl erhoben. 
Der Antidumping-Vorwurf wurde von der EG zurück­
gewiesen: Die in einigen Mitgliedsländern gezahlten 
Beihilfen hätten lediglich die Umstrukturierung, nicht 
aber die Exportförderung zum Ziel, und außerdem 
seien die EG-Stahlexporte von 7,5 Mill. 11978 auf 4 
Mill. t 1980 zurückgegangen. Dennoch verhängte 
das US-Handelsministerium wegen exportfördern­
der Subventionen am 11. Juni 1982 mit Wirkung 
vom 24. August 1982 provisorische Ausgleichszölle 
für europäische Stahlexporte und kam damit den 
Anti-Dumping- und Anti-Subventionsklagen der 
amerikanischen Stahlerzeuger nach.

Am 7. August verständigten sich die Unterhändler 
der USA und der EG auf einen grundsätzlichen 
Kompromiß, der eine Reduzierung des europäi­
schen Stahlexports für die nächsten drei Jahre um 
10 % gegenüber 1981 vorsieht. Mit Wirkung vom 
1. öktober an soll den EG-Ländern bei elf Produkt­

gruppen ein US-Marktanteil von 5,79 % statt wie 
bisher von 6,3 % zugestanden werden.

Die amerikanischen Stahlkonzerne haben den 
Kompromiß jedoch als unzulänglich abgelehnt und 
beharren auf ihren Klagen gegen die europäischen 
Stahlexporteure. Kommt daher bis zum 24. August 
keine von der US-Stahlindustrie akzeptierte Rege­
lung zustande, so muß die amerikanische Regie­
rung die Strafzölle erheben. Für diesen Fall sind sei­
tens der EG Vergeltungsmaßnahmen angedroht 
worden.

E rdgas-Röhren-G eschäft. Am 22. Juni 1982 ha­
ben die USA ohne vorherige Konsultationen mit den 
betroffenen EG-Ländern ihr im Dezember 1981 ge­
gen die Sowjetunion verhängtes Handelsembargo 
weiter verschärft. US-Tochtergesellschaften und Li­
zenznehmern in Europa und in Japan wurde unter­
sagt, den Sowjets für den Bau der geplanten Erd- 
gas-Pipeline von Sibirien nach Westeuropa wichti­
ges technisches Gerät zu liefern. Gleichzeitig wer­
den harte Strafmaßnahmen gegen jene Firmen an­
gedroht, die trotz des Embargos ihre Vertragsver­
pflichtungen erfüllen und von der Sanktion erfaßte 
Lizenzteile liefern.

Die EG sieht in dem amerikanischen Vorgehen ei­
ne unzulässige Ausdehnung der amerikanischen 
Rechtsprechung auf Unternehmen außerhalb der 
USA und einen Verstoß gegen die Grundsätze des 
Welthandelssystems. Die französische Regierung 
betrachtet ihre Souveränitätsrechte als verletzt und 
sieht damit die Unterwerfungsklauseln als nichtig 
an. Demgemäß wurden die französischen Unter­
nehmen angewiesen, Kontrakte im Erdgas-Röhren- 
Geschäft einzuhalten. Die britische Regierung hat 
Anfang August von ihrer Ermächtigung Gebrauch 
gemacht, Eingriffe fremder Staaten in den britischen 
Außenhandel zurückzuweisen, und den britischen 
Unternehmern eine Befolgung des US-Handelsem- 
bargos untersagt.

Die Aussichten für ein Einlenken der USA stehen 
in diesem Falle schlecht, da Präsident Reagan trotz 
aller Vorbehalte aus Europa die Geradlinigkeit und 
die Prinzipien seiner Politik gegenüber der Sowjet­
union betonen will -  auch wenn kürzlich auf Druck 
der Farmerlobby das amerikanische Weizenabkom­
men mit den Sowjets um ein weiteres Jahr verlän­
gert wurde.
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Sunden Entwicklung auch in den 
einzelnen Volkswirtschaften.

Die Teilnehmer des Weltwirt­
schaftsgipfels in Versailles waren 
sich der besonderen Bedeutung der 
Entwicklung des Welthandels be­
wußt; denn zwischen seinem An­
wachsen und dem Wirtschafts­
wachstum jedes einzelnen Landes 
bestehen enge Wechselwirkungen. 
Dies gilt ganz besonders für die 
Bundesrepublik Deutschland. Wir 
sind -  bei fast totaler Rohstoffarmut 
-  stärker in die Weltwirtschaft ver­
flochten als die USA, Kanada, 
Großbritannien, Frankreich, Italien 
und Japan.

Ein viel größerer Anteil unserer 
Arbeitsplätze hängt vom Gedeihen 
der Weltwirtschaft ab. Fast ein Vier­

tel des Bruttosozialprodukts de 
Bundesrepublik entfällt auf den Ex 
port, während in den USA der Ex 
portanteil nur 7 bis 8 % beträgt 
Deshalb ist bei uns der Zusammen 
hang zwischen Welthandel und 
Wirtschaftswachstum schon seit 
langem anerkannt. Wir haben des­
halb begrüßt, daß sich auch die übri-. 
gen Gipfelteilnehmer zu einer Stär­
kung des offenen multilateralen 
Welthandels bekannt und gegen 
protektionistische Tendenzen ge­
wandt haben. Diese könnten statt 
der angestrebten wirtschaftlichen 
Neubelebung nur zur Lähmung der 
Wirtschaftsentwicklungen führen. 
Halten alle Beteiligten an diesen 
Maximen fest, so ist vieles schon 
gewonnen.

Im Verhältnis EG -  USA gebietet 
neben der gemeinsamen Verant­
wortung für den Welthandel die 
überragende Bedeutung unserer 
politischen Partnerschaft, handels­
politische Konfrontationen auszu­
schließen. Die Bundesregierung hat 
bisher alles getan, unkontrollierte 
handelspolitische Auseinanderset­
zungen zwischen der EG und den 
USA zu vermeiden. Daran wird sie 
auch in Zukunft festhalten. Ich bin 
überzeugt, daß der laufende Dialog, 
bei dem wir sehr gute Argumente 
besitzen, zu einer Überwindung der 
gegenwärtigen Spannungen führen 
wird. Dies war schon in der Vergan­
genheit immer wieder der Fall, 
denn: letztlich brauchen beide Sei­
ten einander.

Karl-Heinz Narjes

Besonnenheit ist gefragt!

Handelspolitische Konflikte zwi­
schen den westlichen Indu­

strieländern sind kein Novum in der 
Nachkriegsgeschichte. Sie haben 
wiederholt zu Spannungen zwi­
schen den Vereinigten Staaten und 
der Europäischen Gemeinschaft 
geführt, selbst als die Welt im westli­
chen Bündnissystem noch in Ord­
nung war. In den sechziger Jahren 
gab es bereits den sogenannten 
„Hähnchenkrieg“ zwischen den 
Vereinigten Staaten und der sich 
gerade erst formierenden Sechser­
gemeinschaft, und die Opposition 
der Amerikaner gegen die handels­
politischen Auswirkungen der Prä­
ferenzabkommen der Gemein­
schaft im Mittelmeerraum und der 
gemeinsamen Agrarpolitik geht auf 
die frühen siebziger Jahre zurück.

Dennoch hat die gegenwärtige 
Auseinandersetzung über Stahl­
subventionen und Röhrenembargo

WIRTSCHAFTSDIENST 1982A/III

eine neue Qualität. Sie wird mit Vor­
würfen, Anklagen, Drohungen ge­
führt, die aufhorchen lassen. Die Ir­
ritation auf beiden Seiten des Atlan­
tiks hat einen Grad erreicht, der 
nicht ohne weiteres als rein kom­
merzielle Angelegenheit abgetan 
werden kann. Allerdings wäre es 
übertrieben und zudem gefährlich, 
von einem Handelskrieg zwischen 
der EG und den USA zu sprechen. 
Dazu ist das Volumen, um das sich 
der Streit dreht, gemessen am ge­
samten Handelsaustausch, denn 
doch zu begrenzt, auch wenn die 
Auswirkungen in dem betroffenen 
Sektor sehr spürbar sind.

Protektionistische Eskalation

Zudem sind bisher zumindest von 
europäischer Seite nie einseitige 
oder Retorsionsmaßnahmen einge­
setzt worden, aus der klaren Er­
kenntnis heraus, daß die Gemein­

schaft mit ihrem hohen Grad von 
Außenhandelsabhängigkeit letzt­
lich am meisten unter einer protek­
tionistischen Eskalation zu leiden 
hätte.

Die Wurzeln dieser neuen Span­
nungen sind einerseits wirtschaftli­
cher, andererseits politischer Natur. 
Wirtschaftlich liegt der entscheiden­
de Grund für die Zuspitzung in der 
nach wie vor äußerst labilen Verfas­
sung der Weltwirtschaft, für deren 
Erholung noch immer kaum ein Sil­
berstreifen am Horizont zu erken­
nen ist.

Die handelspolitischen Probleme 
zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Europäischen Gemein­
schaft müssen also im Zusammen­
hang mit der weltweiten rezessiven 
Entwicklung gewertet werden. 
Wachstumsschwäche, besorgnis­
erregende Arbeitslosigkeit, gefähr­
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dete Leistungsbilanzen und nur 
langsam zurückgehende Inflations­
raten wecken überall die verderbli­
chen Kräfte des Protektionismus.

Betroffen sind hiervon in erster Li­
nie die Sektoren, die aufgrund über­
alterter Produktionsstrukturen so­
wie einer traditionellen Tendenz zur 
Ausschaltung des Leistungswettbe­
werbs und zu staatlichem Interven­
tionismus den strukturellen Verwer­
fungen und der langanhaltenden 
Rezession sich als nicht gewach­
sen erweisen.

Paradebeispiel Stahl

Der Stahlsektor ist ein Paradebei­
spiel, nicht nur in Europa, sondern 
auch in den USA. Nachfragerück­
gang aufgrund der Rezession, 
Preiseinbrüche, Überkapazitäten 
kennzeichnen das Bild in diesem 
Sektor diesseits wie jenseits des A t­
lantiks seit Jahren: Die europäische 
Stahlindustrie hatte zeitweise be­
reits l\^itte und Ende der siebziger 
Jahre mit einer Kapazitätsausla­
stung von unter 60 % fertig zu wer­
den, während die Quote in der ame­
rikanischen Stahlindustrie heute bei 
43 % liegt.

Wenn sich der Auslastungsgrad 
in den USA aber in Jahresfrist hal­
biert hat (im ersten Halbjahr 1981 
betrug er noch 80 %) und zugleich 
der Anteil der europäischen Stahl­
exporte mit ca. 6 % praktisch unver­
ändert geblieben ist, so scheint die 
Unterstellung zumindest überra­
schend, daß die europäischen 
Stahllieferungen ein wesentlicher 
Faktor der rapiden Verschlechte­
rung der Situation in der amerikani­
schen Stahlindustrie sein sollen. Je­
denfalls haben die amerikanische 
Industrie und Regierung unter dem 
Eindruck der dortigen Flaute Ver­
fahren gegen Stahlimporte der Ge­
meinschaft eingeleitet, um, so die 
Behauptung, mit Subventionen und 
Dumpingpreisen verbilligten Stahl

durch Abwehrmaßnahmen und 
Ausgleichszölle vom amerikani­
schen l\/1arkt fernzuhalten. Der hohe 
Dollarkurs belastet dabei die relativ 
veraltete US-Stahlindustrie zusätz­
lich.

Röhren-Embargo

Das zweite Kardinalproblem, das 
gegenwärtig zwischen den Verei­
nigten Staaten und Europa besteht, 
nämlich die Entscheidung der Re­
gierung Reagan, das gegen die So­
wjetunion gerichtete Röhrenembar­
go auf amerikanische Tochterge­
sellschaften und Lizenznehmer in 
Europa auszudehnen, hat zwar 
ebenfalls erhebliche ökonomische 
Auswirkungen, ist aber im wesentli­
chen politisch motiviert. Hier zeigt 
sich nicht nur, wie eng auch im 
transatlantischen Verhältnis W irt­
schaft, Politik und Sicherheitsfra­
gen verzahnt sind, es zeigt sich vor 
allem auch, daß sich Europa und die 
USA in vitalen Fragen der politi­
schen Orientierung wesentlich bes­
ser abstimmen müssen, wollen sie 
sich nicht auseinanderleben. In der 
Frage nach einer adäquaten wirt­
schaftspolitischen Antwort auf die 
Bedrohung der europäischen Si­
cherheit zeichnen sich Divergenzen 
ab, die das transatlantische Verhält­
nis politisch beeinträchtigen kön­
nen.

Nun kann man in der Einschät­
zung der sicherheitspolitischen 
Auswirkungen des Erdgas-Röhren­
geschäfts mit der Sowjetunion auch 
auf europäischer Seite durchaus 
unterschiedlicher Auffassung sein. 
Und man mag die Wirksamkeit ei­
nes Wirtschaftsembargos als politi­
sches Druckmittel im Einzelfall dif­
ferenziert beurteilen. Aber das ein­
seitige Vorgehen der amerikani­
schen Regierung unmittelbar nach 
dem mit großem publizistischen 
Aufwand zelebrierten Einverständ­
nis auf der Versailler Gipfelkonfe­
renz, die rückwirkende Anwendung

auf bestehende Verträge und ein­
gegangene Verpflichtungen zwi­
schen Unternehmen sowie die fakti­
sche Ausdehnung amerikanischer 
Wirtschaftsrechte auf Unterneh­
men, die im europäischen Rechts­
kreis tätig sind, mußte die Betroffe­
nen tief verstören. Die scharfen Re­
aktionen, vor allem in London und 
Paris, waren unvermeidbar.

Es mag hier legitime Unterschie­
de in der Auffassung über den 
Geltungsbereich des Außenwirt­
schaftsrechts auf beiden Seiten des 
Atlantiks geben. Auch mag die Fra­
ge der Klärung bedürfen, ob z. B. 
das im europäischen Wettbewerbs­
recht selbstverständliche T erritoria- 
litätsprinzip auch in einem derarti­
gen Zusammenhang und für alle 
anderen Länder gilt. Aber ein ein­
seitiges Vorgehen in dieser Form, 
mit der die Partner vor vollendete 
Tatsachen gestellt werden, recht­
fertigt dies alles nicht. Die Bere­
chenbarkeit der wirtschaftlichen 
und politischen Partnerschaft, die 
Rechtssicherheit in den internatio­
nalen Beziehungen wurden so 
empfindlich gestört -  nicht zuletzt 
zum Nachteil der amerikanischen 
Unternehmen, die an dem Geschäft 
beteiligt sind.

Solidarität der Gemeinschaft

Trotz der allgemeinen Irritation 
über diese Kontroverse sollte man 
nicht übersehen, daß die Gemein­
schaft in bedrängter Lage wieder 
einmal mehr Solidarität bewiesen 
hat, als viele ihr gerade in den letz­
ten Jahren zugetraut hätten. Entge­
gen weitverbreiteten Befürchtun­
gen haben die Spannungen mit den 
USA die EG-Staaten nicht ausein­
anderdividiert, sondern eher stärker 
aneinander gebunden. Es hat sich 
wieder einmal gezeigt, daß die Ge­
meinschaft keineswegs nur eine 
„Schön-Wetter-Angelegenheit" ist, 
sondern durchaus ihren Sinn und 
Wert in schwieriger Lage hat.
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Allerdings muß die kritische Fra­
ge gestellt werden, warum es im Zu­
sammenhang mit dem Erdgas-Röh­
renprojekt, an dem alle größeren 
Mitgliedstaaten beteiligt sind und 
dessen Anfänge Jahre zurücklie­
gen, weder innerhalb der Gemein­
schaft noch im transatlantischen 
Dialog eine gründliche Koordinie­
rung der Interessen, Ziele und Ver­
handlungsstrategien gegeben hat.

Wenn es den Mitgliedstaaten mit 
der Koordinierung ihrer Außenwirt­
schaftspolitik und mit den Deklara­
tionen zur politischen Zusammen­
arbeit bis in den Bereich der Sicher­
heitspolitik ernst ist, so erscheint es 
kaum logisch, ein derart fundamen­
tales Problem auszuklammern und 
sich einem Partner wie der Sowjet­
union in den Verhandlungen isoliert 
auszusetzen. Es liegt auf der Hand, 
daß es ohne gemeinschaftliches 
Auftreten weder möglich ist, die 
Nachfragemacht des ganzen euro­
päischen Binnenmarktes politisch 
zu nutzen, noch einen optimalen 
Preis zu erzielen.

Jahrzehntelange Erfahrungen 
mit der gemeinsamen Außenhan­
delspolitik im Rahmen des GATT 
haben gezeigt, welches Gewicht die 
Gemeinschaft bei einheitlichem 
Auftreten in die Waagschale wer­
fen kann. Hier ist innerhalb der Ge­
meinschaft ähnlich wie im transat­
lantischen Dialog bereits Vorjahren 
eine wertvolle Chance vertan wor­
den, die uns zudem wahrscheinlich 
einen Teil der gegenwärtigen Pro­
bleme erspart hätte.

Immerhin war trotz dieses Man­
gels an Koordinierung in der Ver­
handlungsphase des Erdgas-Röh­
rengeschäfts die Reaktion auf das 
amerikanische Embargo von einer 
bemerkenswerten Übereinstim­
mung zwischen den betroffenen 
Mitgliedstaaten bestimmt. Auch in 
der Stahlfrage ist die Front der Eu­
ropäer nicht auseinandergebro­

chen, obwohl es in der Montanunion 
nicht einmal eine gemeinsame Au­
ßenhandelspolitik gibt. Auch die 
vielfältigen Unterschiede in der 
Ausgangslage und im Grad der 
Subventionierung, denen selbstver­
ständlich Rechnung getragen wer­
den muß, werden hoffentlich letzt­
lich die Solidarität der Gemein­
schaft und die Festlegung einer ge­
meinsamen Verhandlungsposition 
nicht verhindern. Und es besteht 
kein Zweifel, daß diese Solidarität 
nicht nur die europäische Verhand­
lungsposition gegenüber den Ame­
rikanern stärkt, sondern von ihnen 
auch akzeptiert wird.

Partnerschaft des Westens

Was Europa in den letzten Wo­
chen irritierte, war die offenbar 
nachlassende Bereitschaft der 
amerikanischen Regierung, die In­
teressenlage der Gemeinschaft und 
ihrer Mitgliedstaaten in dem Maße 
zu respektieren, das unerläßliche 
Voraussetzung für die traditionelle 
Partnerschaft zwischen den wich­
tigsten Ländern der freien Welt Ist. 
Der Tiefpunkt ist aber hoffentlich 
überschritten. Besonnenheit ist ge­
fragt.

Wir Europäer müssen dazu alles 
tun, um zu vermeiden, daß handels­
politische Spannungen aus dem 
Ruder laufen und zu politischen Be­
lastungen des europäisch-amerika­
nischen Verhältnisses werden. Ge­
wiß, Unterschiede in der politischen 
Bewertung, die sich zum Teil bereits 
aus der geopolitischen Lage erge­
ben, sollen und dürfen dabei kei­
neswegs übertüncht werden.

Aber w ir können uns gerade des­
halb keinen Konflikt mit unserem 
wichtigsten Bündnispartner leisten, 
weil daraus unabsehbare sicher­
heitspolitische Risiken entstehen 
könnten. Der Westen muß partner­
schaftlich verbunden als Interes­
sengemeinschaft handlungsfähig 
bleiben, wenn er den politischen,

wirtschaftlichen und Sicherheits-Ri- 
siken der achtziger Jahre erfolg­
reich widerstehen will.

Daraus ergibt sich zwangsläufig 
die Notwendigkeit zur entschlosse­
nen Fortführung des europäischen 
Einigungsprozesses einerseits und 
für das europäisch-amerikanische 
Verhältnis die Notwendigkeit einer 
Verbesserung der Vertrauens­
grundlage und der Zusammenar­
beit auf der Basis der Lasten und 
Rechte andererseits.

Keine Alternative

Zur Solidarität des Westens gibt 
es auch heute und gerade in den vor 
uns liegenden Jahren keine Alter­
native. Wenn sich auch manches im 
Verhältnis zwischen den Vereinig­
ten Staaten und Europa im Laufe 
der letzten Jahre gewandelt hat, so 
haben doch die wesentlichen Ele­
mente dessen, was das westliche 
Bündnis zusammenhält, unverän­
dert Gültigkeit: Die Gemeinsamkeit 
der politischen und rechtlichen Wer­
te, die geopolitische Situation Euro­
pas, die das amerikanische Enga­
gement für unsere Sicherheit zur 
Existenzfrage macht, oder die ge­
meinsame Verpflichtung für Demo­
kratie und Freiheit.

Die gegenwärtigen Spannungen 
dürfen deshalb nicht zum Dauerzu­
stand werden. Sie müssen durch ei­
ne intensivere Zusammenarbeit ab­
gebaut werden und wieder zu der 
selbstverständlichen Form von 
Partnerschaft führen, die in drei 
Jahrzehnten der Nachkriegszeit ein 
wesentlicher Garant der Friedenssi­
cherung war.

Und wie in vergangenen Jahr­
zehnten können wir Europäer auch 
heute noch in mancher Beziehung 
von einer positiven Partnerschaft 
mit den Vereinigten Staaten lernen; 
etwa von ihrer immer noch ungebro­
chenen Weise, auf die wirtschaftli­
chen Herausforderungen zu reagie­
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ren und sich anzupassen, ohne die 
Probleme pauschal auf den Staat 
abzuwälzen -  eine Tendenz, die im 
heutigen Europa ja keineswegs 
mehr auf einzelne Sektoren wie 
Stahl oder auf einzelne Länder be­
schränkt ist.

Und auch politisch braucht eine 
Auseinandersetzung mit den USA 
keineswegs auf eine Unterwerfung 
unter ihre Ziele hinauszulaufen. Da 
den Europäern diese politische 
Auseinandersetzung aus vitalen 
Gründen ihrer eigenen Sicherheit

ohnehin nicht erspart bleibt, wären 
sie gut beraten, diesen Dialog in ei­
ner konstruktiven, die gegenseiti­
gen Positionen respektierenden 
Weise zu führen, anstatt sich Emo­
tionen und Ressentiments hinzuge­
ben.

Franz Schoser

Züge eines unerklärten Handelskrieges

Die Welthandelspartner schei­
nen angesichts anhaltender 

Wachstumsschwäche und unbe- 
wältigter Strukturanpassungen die 
Fähigkeit verloren zu haben, sach­
lich und vernünftig auf die schwieri­
gen Probleme zu reagieren, die sich 
zur Zeit im internationalen Handel 
stellen. Das Bekenntnis der sieben 
Staats- und Regierungschefs der 
wichtigsten Wirtschaftsnationen auf 
dem Weltwirtschaftsgipfel in Ver­
sailles am 6. Juni 1982 „zur Stär­
kung des offenen multilateralen 
Handelssystems, wie es sich im 
GATT darstellt“ , und die Versiche­
rung, sich „protektionistischem 
Druck und handelsverzerrenden 
Praktiken zu widersetzen“ , waren 
schon zur Zeit ihrer Niederschrift 
unglaubwürdig.

Die trotz zahlreicher laufender 
Verhandlungen, trotz neuer institu­
tioneller Konsultationsmechanis­
men von der amerikanischen Re­
gierung einseitig und unerwartet er­
griffenen Maßnahmen haben nicht 
nur politisch üble Stimmung ge­
schaffen. Die Androhung von Straf- 
zöllen auf den Import von Stahl für 
den US-Markt und das amerikani­
sche Lizenzembargo für das euro­
päische Erdgasröhrengeschäft mit 
der Sowjetunion tragen vielmehr 
bereits Züge eines unerklärten Han­
delskriegs zwischen USA und Euro­
pa: Schweres protektionistisches 
Geschütz ist aufgefahren, die Schä­
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den für die Aufrechterhaltung der in­
ternationalen Spielregeln sind un­
übersehbar, unbeteiligte Dritte wer­
den geschädigt, Vertrauen und Ver­
handlungsbereitschaft gestört, die 
Falken, die nach Vergeltungsaktio­
nen rufen, gewinnen an Stärke.

Man soll sich nichts vormachen: 
Die Ursachen liegen tiefer und be­
schränken sich keineswegs auf die 
zur Diskussion stehenden Fälle. 
Dahinter steht die sehr viel größere 
Gefahr einer weiteren Politisierung 
des Welthandels, der Durchsetzung 
der amerikanischen Reziprozitäts­
strategie, d. h. der gezielten Ein­
schränkung für Handelspartner, 
von denen die USA sich unfair be­
handelt fühlen. Es droht eine weite­
re protektionistische Aufrüstung 
und letztlich ein Verfall des auf das 
GATT gestützten Welthandelssy­
stems. Es ist schwer verständlich, 
daß beide Seiten noch den Mut ha­
ben, für ihre Maßnahmen GATT- 
Konformität zu beanspruchen.

Europas Sündenregister

Die Schuldigen sitzen allerdings 
nicht nur in den USA. Das Sünden­
register Europas, insbesondere bei 
Stahl und im Agrarbereich, ist uner­
quicklich lang. Wir können nicht gu­
ten Gewissens denen widerspre­
chen, die der Auffassung sind, daß 
in Europa bisher eine mangelhafte 
Struktur- und Anpassungspolitik in 
der Stahlwirtschaft betrieben wurde

und die Probleme auf dem Rücken 
anderer Anbieteriänder ausgetra­
gen werden. Schließlich hat die EG- 
Kommission allein Ende 1981 Bei­
hilfen von fast 3 Mrd. DM für die 
Stahlindustrie in Frankreich, Italien 
und Belgien genehmigt. Das vorläu­
fige Untersuchungsergebnis des 
US-Handelsministeriums über die 
Subventionsmargen für die Anbie­
ter importierter Stahlerzeugnisse 
zeigt, daß die europäischen Staaten 
extrem unterschiedlich in die Stahl­
wirtschaft eingreifen. Die Margen 
reichen von über 40 % bei British 
Steel bis zu den von den Amerika­
nern selbst als unbedeutend be- 
zeichneten Sätzen bei Hoesch und 
Thyssen.

Mit Ausnahme der letztgenann­
ten müssen die übrigen Gesell­
schaften sofort als Garantie für die 
Zahlung eventueller Strafabgaben 
Sicherheiten in bar oder in Wertpa­
pieren in Höhe der festgestellten 
Margen beim US-Handelsministe- 
rium hinteriegen. Die endgültige 
Entscheidung über die Strafabga­
ben wird erst im Herbst getroffen. 
Aber es liegt auf der Hand, daß mit 
der Gestellung von Kautionen eine 
unmittelbare Verunsicherung am 
Stahlmarkt eingetreten ist, zumal 
gegen Kautionen im Gegensatz zu 
endgültigen Abgaben nicht geklagt 
werden kann.

Der Hinweis der EG-Kommission 
auf die Anfechtbarkeit der Subven­
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tionsberechnung und die Tatsache, 
daß die Subventionen nur für die 
Umstrul<turierung und Verringerung 
der Produi<tionskapazitäten ver­
wendet werden dürfen, klingt nicht 
sehr überzeugend, da Wettbe­
werbsverzerrungen zu offensicht­
lich sind. Die US-Hersteller haben 
im übrigen zusätzlich noch 18 Anti­
dumpingklagen eingereicht wegen 
„unfairer“ Preisfestlegung bei im­
portiertem Stahl. Die Berechtigung 
dieser Klagen ist Indirekt von EG- 
Beamten schon eingestanden wor­
den, da die EG-Stahlerzeugnisse in 
den USA teilweise erheblich unter 
dem Inlandspreisniveau und damit 
zu Dumpingpreisen angeboten wer­
den. Allerdings berechtigt erst der 
Nachweis einer Schädigung der in­
ländischen Stahlindustrie Washing­
ton zu Gegenmaßnahmen.

Die Auseinandersetzung wird da­
durch erschwert, daß für 1982 ein 
Andauern der Stahlflaute vorauszu­
sehen ist, ohne daß es zum Abbau 
der bisher auf etwa 30 Mill. t ge­
schätzten Überkapazitäten kommt. 
Aus Kommissionskreisen ist inzwi­
schen schon die Befürchtung laut 
geworden, daß die Überschußpro­
duktion der EG-Stahlindustrie sich 
bis 1985 weiter erhöhen und ge­
messen an der Produktionskapazi­
tät Anteile von 27-29 % erreichen 
wird. Was die Verhältnisse in den 
USA betrifft, so haben die europäi­
schen Einfuhren, auf die 1981 nur
6,4 Mill. shorttons von den insge­
samt 20 Mill. shorttons an amerika­
nischen Gesamteinfuhren entfielen, 
sicherlich keine Marktzerrüttung 
verursacht.

Die Gemeinschaft hat gut daran 
getan, die weitere Diskussion ins 
GATT und in den OECD-Stahlaus- 
schuß zu verlagern. Statt einer ge­
ordneten Rückkehr zum Abbau von 
Überkapazitäten ist jedoch zu be­
fürchten, daß durch Selbstbe­
schränkungsabkommen, die nicht 
GATT-konform sind, aber still­

schweigend in allzu vielen Berei­
chen geduldet werden, die Stahl­
probleme erneut hin- und herge­
schoben werden. Zeit wird dabei 
nicht gewonnen, sondern verloren.

Wirtschaftsimperialismus

Mit der Entscheidung des US- 
Präsidenten Reagan, die bereits er­
griffenen Wirtschaftssanktionen ge­
gen das europäische Erdgas-Röh- 
rengeschäft mit der UdSSR durch 
zusätzliche Maßnahmen zu ver­
schärfen, ist ein gefährlicher Weg 
eingeschlagen worden. Die Erwei­
terung der Ausfuhrsperre für Ma­
schinen und Ausrüstungen zum 
Bau der Erdgasleitung auf amerika­
nische Tochterunternehmen im 
Ausland und auf Güter, die im Aus­
land nach amerikanischer Lizenz 
hergestellt werden, wirft nicht nur 
brennende handelspolitische Fra­
gen auf. Neben der sicherheits- und 
militärpolitischen Auseinanderset­
zung, die dahinter steht, und zu dem 
politischen Vertrauensverlust, der 
dadurch entstanden ist, daß die 
Amerikaner ohne jegliche Konsulta­
tion der Gemeinschaft vorgegan­
gen sind, wird damit die Diskussion 
neu entfacht, inwieweit Embargos 
als Mittel bzw. als Ersatz für Politik 
sinnvoll sind und inwieweit die W irt­
schaft überhaupt als Träger politi­
scher Zielsetzungen dienen kann. 
Die Ausdehnung der amerikani­
schen Gesetzgebung über die eige­
nen Landesgrenzen hinaus steht 
unter den gegebenen Umständen 
auch im Widerspruch zu den Prinzi­
pien des Völkerrechts.

Der Schock der europäischen 
Verbündeten sitzt um so tiefer, als 
man auf dem Versailler Gipfel der 
sieben großen Industrienationen, 
also noch wenige Wochen vor der 
amerikanischen Entscheidung, 
übereingekommen war, „gegen­
über der UdSSR und Osteuropa ein 
vernünftiges und nuanciertes wirt­
schaftliches Vorgehen einzuschla­

gen im Einklang mit unseren politi­
schen und sicherheitspolitischen In­
teressen“ . Mißtrauisch hätte man 
allerdings bereits dadurch werden 
sollen, daß das Kommunique im 
weiteren nur von drei Schlüsselbe­
reichen spricht, nämlich der Ver­
besserung des internationalen Sy­
stems für die Kontrolle der Ausfuhr 
strategischer Güter in die Sowjet­
union, der Begrenzung der Export­
kredite an den Osten und eher be­
langlosen Informationsfragen. Vom 
Erdgas war ebensowenig die Rede 
wie von der Verlängerung der ame­
rikanischen Weizenverträge mit der 
Sowjetunion. Der entscheidende 
Punkt liegt darin, daß der amerikani­
sche Präsident zum erstenmal in 
Friedenszeiten den Zugriff auf ein 
Territorium außerhalb der USA 
praktizieren will. Das ist Wirt­
schaftsimperialismus, den man 
nicht akzeptieren kann.

Rechtsverstöße

Abgesehen von diesen grund­
sätzlichen Aspekten schwächen 
diese Maßnahmen die Glaubwür­
digkeit der US-Lizenzpolitik. Ameri­
kanische Mutterfirmen sind ge­
zwungen, trotz bestehender Verträ­
ge Lizenzen nicht mehr weiterzuge­
ben, obwohl dies gewollter und nor­
maler Bestandteil einer jahrzehnte­
lang gehandhabten Praxis ist. Da­
mit droht die bislang gut funktionie­
rende internationale Arbeitsteilung 
in Frage gestellt zu werden. Freiheit 
und Flexibilität der Lizenzgebung 
werden gefährlich eingeschränkt. 
Es entsteht eine weitgehende 
Rechtsunsicherheit. Man muß sich 
fragen, ob man sich auf Vereinba­
rungen mit der amerikanischen 
Wirtschaft noch verlassen kann. 
Dies ist eine schwerwiegendere 
und weitergreifende Auswirkung als 
die Bedrohung eines einzelnen Ge­
schäfts. Es ist ganz offensichtlich, 
daß sich die Amerikaner damit auch 
selbst schaden. Ihre Konkurrenten
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werden möglicherweise gezwun­
gen, statt Lizenzen zu kaufen, die 
entsprechende Technologie selbst 
zu entwickeln. Das ist allerdings bei 
dem heutigen Stand der Technolo­
gie in der Welt für die internationale 
Arbeitsteilung auf diesem Gebiet 
ein erschreckender Gedanke. Zwar 
werden auch die Europäer und die 
Sowjets irgendwann in der Lage 
sein, die Pipelinetechnik zu beherr­
schen. Aber darin liegen nicht Sinn 
und Gewinn des Welthandels, daß 
jeder in der Lage ist, jede Technolo­
gie zu produzieren.

Die Ausdehnung des Anspruchs 
der rechtlichen Kontrolle der USA 
auf Unternehmen in der EG mit dem 
Hinweis auf ihre Bindung an US-Fir- 
men oder ihre Filialen in den USA 
verstößt gegen das internationale 
öffentliche Recht. In der Praxis sind 
solche extraterritorialen Ansprüche 
auch nur sehr schwierig durchzu­
setzen, wenn nicht politische Druck­
mittel eingesetzt werden. Rechtlich 
durchsetzbar erscheint nur die An­
ordnung eines Embargos an die 
amerikanischen Muttergesellschaf­
ten, die dann für die Nichterfüllung 
bereits geschlossener Verträge 
Schadensersatz zahlen und sich 
wegen einer Entschädigung an die 
USA wenden müssen. Bereits ein 
Eingriff in Lizenzverträge ist recht­
lich problematisch, weil der europäi­
sche Lizenznehmer unter Umstän­
den auf den abgeschlossenen Ver­
trag vertrauen und weiter produzie­
ren kann. Die amerikanische Admi­
nistration scheint hier aber hartnäk- 
kig zu sein. Sie hat auf die straf­
rechtliche Verfolgung durch die US- 
Justiz für solche europäischen Fir­
men hingewiesen, die gegen das 
Embargo verstoßen.

Eine fristlose Kündigung des Li­
zenzvertrages durch die amerikani­
schen Muttergesellschaften wird 
vor europäischen Gerichten auch 
nur anerkannt, wenn sie im Lizenz­
vertrag selbst vorgesehen ist. Hier­
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zu reicht eine Anordnung der ameri­
kanischen Regierung nicht aus. 
Folglich können amerikanische 
Maßnahmen auch nicht in die Ge­
schäftsführung europäischer Toch­
tergesellschaften und deren Verträ­
ge eingreifen. Das bedeutet jedoch 
nicht, daß die amerikanischen 
Tochterunternehmen bei uns we­
gen ihrer Bindungen an die USA 
und an die Mutterhäuser nicht doch 
versuchen werden, Wege zu finden, 
den Embargozweck zu erfüllen.

Eindeutig ist jedoch, daß diese 
Tochtergesellschaften den jeweili­
gen nationalen Gesetzen in Europa 
unterliegen. Sie könnten sogar zur 
Einhaltung geschlossener Verträge 
verurteilt werden. Man muß die indi­
viduellen Lizenzverträge jedoch ge­
nau studieren. Verträge, die eine 
spezifische vorherige Genehmi­
gung zum Vertragsabschluß ent­
sprechend der Exportkontrolliste 
{Commodity control list) erfordern, 
sowie Verträge, die eine ausdrückli­
che Klausel enthalten, nach der sich 
der ausländische Lizenznehmer zur 
Einhaltung amerikanischer Aus- 
fuhrkontrollbestimmungen ver­
pflichtet hat, geben dem ausländi­
schen Lizenznehmer keine Mög­
lichkeit, auf Vertragsbruch zu plä­
dieren und Schadensersatz zu ver­
langen.

Fragwürdige Zielsetzung

Ganz abgesehen von den 
Rechtsfragen ist jedoch die politi­
sche Zielsetzung der amerikani­
schen Maßnahmen fragwürdig. Sie 
mögen Verzögerungen und Preis­
steigerungen zur Folge haben. We­
ge, die Gaslieferungen dennoch 
durchzuführen, wird es sicherlich 
geben. Zunächst bietet sich die 
Möglichkeit, über eine alte Pipeline, 
wie die der Tschechoslowakei, die 
ursprünglich vereinbarten Anfangs­
mengen liefern zu lassen. Wie bei 
dem Großröhrenembargo 1962 
wird man darüber hinaus versu­

chen, neue Kapazitäten aufzubau­
en, entweder in Europa oder in der 
Sowjetunion, um sich unabhängig 
zu machen.

Die Europäer sollten zur besse­
ren Risikoverteilung der Energiebe­
züge auf dieses Geschäft nicht ver­
zichten. Zudem haben sie ein allge­
meines Interesse daran, ihre Ab­
hängigkeit von den Öllieferanten 
des Mittleren Ostens zu verringern. 
Die Amerikaner fürchten wohl nicht 
so sehr die wachsende Energieab­
hängigkeit Europas durch dieses 
Geschäft, sondern vielmehr die da­
durch erwartete Entspannung der 
sowjetischen Devisensituation. Hier 
scheint eine Verknüpfung zu dem 
häufig als widersprüchlich angese­
henen Wunsch der Amerikaner zu 
bestehen, verstärkt und langfristig 
abgesichert Weizenlieferungen in 
die Sowjetunion vorzunehmen. Die 
Kalkulation der Amerikaner läuft 
darauf hinaus, daß solche Geschäf­
te den Russen Devisen entziehen.

Die Argumentation erscheint 
manchem nicht schlüssig. Vielleicht 
steht dahinter mehr Agrariobbyis- 
mus als rationale Politik. Insgesamt 
bleibt es ärgeriich, daß der eigentli­
che Zweck des Embargos, Einfluß 
auf die Politik Polens oder der So­
wjetunion zu nehmen, wohl weithin 
als unerreichbar angesehen wer­
den kann. Embargos sind untaug­
lich als „Fortsetzung der Politik mit 
anderen Mitteln“ .

Die europäisch-amerikanischen 
Beziehungen leiden in jüngster Zeit 
an einer kräftigen Verstimmung; es 
ist schon ein sehr heftiger „Fami­
lienkrach“ . Der Negativtrend zu 
handelskriegerischen Gebärden 
muß umgedreht werden, wenn der 
Welthandel wieder zum Wachs­
tumsfaktor werden soll. Die Welt­
wirtschaft braucht keine Gipfelre­
den oder klotzige Staatsinterventio­
nen, sondern mehr Freihandel. 
„ W er’s nicht erahnt, der wird es bald 
erfühlen.“
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